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Abréviations

BVG Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenvorsorge

LPP Loi fédérale sur la prévoyance professionnelle vieillesse, survivants et
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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Expositions nationales et universelles

Gleich zwei Projekte für Landesausstellungen wurden im Berichtsjahr diskutiert. Die
Kantone rund um den Gotthard (TI, UR, VS, GR) vertieften ihre Pläne für Gottardo 2020
und die Kantone der Bodenseeregion (TG, SH, SG, AI, AR) regten eine Expo Bodensee-
Rhein frühestens im Jahr 2027 an. Die Gotthard-Kantone, die ihre Expo zur Neat-
Eröffnung planten, haben im Berichtsjahr je 50 000 Franken für eine
Machbarkeitsstudie gesprochen. Die laue Begeisterung, Streitigkeiten zwischen dem
Projektleiter Marco Solari und dem Bündner Regierungsrat Stefan Engler (CVP), aber
auch Termindruck liessen das Vorhaben jedoch sterben. Die Kantone einigten sich
immerhin auf ein Programm, mit welchem die Region gestärkt werden soll. Mit dem Aus
von Gottardo 2020 wurde die Diskussion für eine Landesausstellung in der Bodensee-
Region, zu der sich die involvierten Kantone grundsätzlich positiv zeigten, wieder
intensiviert. 1

DÉBAT PUBLIC
DATE: 27.12.2010
MARC BÜHLMANN

Institutions et droits populaires

Conseil fédéral

Der Anspruch der CVP auf den Bundesratssitz war unbestritten. Fast ebenso klar war,
dass der zweisprachige Deiss, der im Parlament in der Regel Französisch gesprochen
hatte, durch eine Person aus der Deutschschweiz ersetzt werden würde, da die
Romandie immer noch zwei Sitze innehatte. Bis die Kronfavoritin Leuthard ihren
Entscheid getroffen hatte, wagte niemand aus der CVP, öffentlich ein Interesse an einer
Kandidatur anzumelden. Einige der in den Medien gehandelten Politikerinnen und
Politiker erklärten, nicht zur Verfügung zu stehen, so etwa die Regierungsräte Engler
(GR), Chassot (FR) und Cina (VS). Am 9. Mai gab die 43jährige Juristin Doris Leuthard
ihre Kandidatur bekannt. Keine Überraschung war, dass die CVP-Aargau sie
anschliessend einstimmig als Kandidatin bei der Fraktion anmeldete und dass keine
anderen Bewerbungen eingingen. Die Fraktion nominierte sie einstimmig als einzige
Kandidatin. Abgesehen von den Grünen, für welche die Kandidatin zu wenig weit links
stand, sagten alle anderen Fraktionen Leuthard ihre Unterstützung zu. Die Vereinigte
Bundesversammlung wählte sie am 14. Juni mit 133 Stimmen im ersten Wahlgang bei
einem absoluten Mehr von 118; 29 resp. 28 Stimmen entfielen auf die CVP-
Politikerinnen Simoneschi (TI) und Meier-Schatz (SG), weitere elf auf Ständerat Schmid
(cvp, AI). Da kein amtierender Bundesrat Wünsche nach einem Departementswechsel
anmeldete, übernahm Leuthard von ihrem Vorgänger das
Volkswirtschaftsdepartement. 2

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 14.06.2006
HANS HIRTER

Elections

Elections des gouvernements cantonaux

Die im Gegensatz zum Parlament alle vier Jahre stattfindenden Wahlen für die
Regierung des Kantons Graubünden endeten mit einem bürgerlichen Wahlsieg: Die SP,
welche seit 1971 keinen Regierungsrat mehr stellen konnte, schaffte den Einzug — als
Ersatz für den aufgrund der Amtszeitbeschränkung auf zwölf Jahre zurücktretenden
freisinnigen Reto Mengiardi — nicht. Im ersten Wahlgang erreichten nur drei der vier
bisherigen Regierungsräte das absolute Mehr. Am besten schnitt der Vorsteher des
Erziehungs-, Kultur- und Umweltschutzdepartementes, Joachim Caluori (cvp), ab; ihm
folgten die beiden SVP-Vertreter Christoffel Brändli und Luzi Bärtsch. Im zweiten
Wahlgang wurden der Bisherige Aluis Maissen (cvp) sowie der neu antretende Kandidat
der FDP, Peter Aliesch, gewählt. Für seinen sozialdemokratischen Herausforderer,
Martin Jäger, wurde die erst für den zweiten Wahlgang eingereichte Kandidatur des
Vertreters der Demokratisch-sozialen Partei, Schimun Vonmoos, zu einem zusätzlichen
Hindernis: Jäger musste sich mit nur knapp 500 Stimmen mehr als im ersten Wahlgang
begnügen, womit er über 4500 Stimmen weniger als Aliesch erhielt. 3

ÉLECTIONS
DATE: 11.03.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Bei den Gesamterneuerungswahlen der Bündner Regierung erreichten im ersten
Wahlgang nur die drei Bisherigen Peter Aliesch (fdp), Joachim Caluori (cvp) und Luzi
Bärtsch (svp) das absolute Mehr. Ein für sie enttäuschendes Resultat erreichte die
zuvor als chancenreich gehandelte, aber im Wahlkampf stark angegriffene
sozialdemokratische Kandidatin Anna Ratti, die deshalb nicht zum zweiten Wahlgang
antrat. Somit bleibt die SP weiterhin, und das seit 1971, von der kantonalen Exekutive
ausgeschlossen. Im zweiten Wahlgang wurden erwartungsgemäss auch der Bisherige
Aluis Maissen (cvp) und der Neue Klaus Huber (svp) gewählt, welcher den
zurücktretenden Christoffel Brändli (svp) ersetzt. Die Beteiligung im zweiten Wahlgang
war mit 16,3% mager, weil die zwei Regierungssitze nach dem Rückzug von Anna Ratti
konkurrenzlos bereitstanden. 4

ÉLECTIONS
DATE: 13.03.1994
EVA MÜLLER

Bei den Bündner Regierungsratswahlen vom 15. März stand die Frage im Zentrum, ob es
der durch eine starke SP-Kandidatur herausgeforderten CVP gelingen würde, ihre
traditionelle Doppelvertretung in der fünfköpfigen Kantonsregierung zu behaupten und
damit deren rein bürgerliche Zusammensetzung (2 cvp, 2 svp, 1 fdp) für eine weitere
Amtsperiode sicherzustellen. Zum ersten Mal seit 1978 standen in Graubünden
Regierungsratswahlen an, bei welchen gleich drei von fünf Sitzen zwingend neu zu
besetzen waren, weil die Kantonsverfassung Amtszeiten von höchstens zwölf Jahren
vorsieht. Die CVP musste ohne Bisherige antreten und sah ihre Position nach turbulent
verlaufenden Nominationswahlen und einem verpatzten Wahlauftakt weiter
geschwächt. Die SP, die bisher nur ein einziges Mal in der Exekutive vertreten war, trat
mit dem moderaten Churer Rechtsanwalt und Grossrat Claudio Lardi an, der nach einer
langen Wahlkampagne namentlich auch in den italienischsprachigen Tälern seiner
Südbündner Heimat auf Unterstützung zählen konnte. Als einzige Kandidatin wurde
Eveline Widmer-Schlumpf von der SVP, Tochter des ehemaligen Bundesrates Leon
Schlumpf, schon im ersten Wahlgang gewählt. Damit gelang ihr als erster Frau der
Sprung in die Bündner Exekutive. Alle anderen Kandidierenden, selbst die amtierenden
Regierungsräte Huber (svp) und Aliesch (fdp) scheiterten am absoluten Mehr und
mussten im zweiten Wahlgang nochmals antreten. Der sozialdemokratische Kandidat
landete auf dem dritten Platz, während die CVP die eigentliche Verliererin des
Wahlganges war. Ihre Hoffnung auf einen bürgerlichen Schulterschluss für die
Besetzung der verbleibenden vier Sitze sollten sich nicht erfüllen, nachdem die SVP
einen solchen abgelehnt hatte. Im zweiten Wahlgang setzte sich der Sozialdemokrat
Lardi wie im Vorfeld erwartet mit dem besten Resultat durch und nahm der CVP einen
Sitz ab. Auf den weiteren Plätzen folgten der Bisherige Klaus Huber (svp), gefolgt vom
ersten CVP-Vertreter Stefan Engler (neu) und dem weiteren Bisherigen Peter Aliesch
(fdp). Der zweite CVP-Kandidat, Martin Cabalzar, der schon im ersten Wahlgang
schlecht abgeschnitten hatte, schied mit deutlichem Rückstand aus. Damit setzt sich
die neue Bündner Regierung aus zwei SVP, einem CVP, einem FDP sowie einem SP
zusammen. Die Wahlbeteiligung betrug im ersten Wahlgang 37%, im zweiten 35,7%. 5

ÉLECTIONS
DATE: 05.04.1998
URS BEER

Wegen der Amtszeitbeschränkung von zwölf Jahren konnte der umstrittene
Regierungsrat Peter Aliesch, ehemals FDP, nicht mehr für eine weitere Amtsperiode
kandidieren. Im Zentrum der Wahlen vom Frühling stand die Frage, ob die CVP mit einer
Zweierkandidatur von der Affäre Aliesch profitieren und ihren vor vier Jahren an die SP
verlorenen Sitz auf Kosten der FDP zurückerobern könne. Im ersten Wahlgang wurden
mit Stefan Engler (cvp) und Eveline Widmer-Schlumpf (svp) nur zwei der vier
amtierenden Regierungsräte wieder gewählt; Klaus Huber (svp) und Claudio Lardi (sp)
blieben knapp unter dem absoluten Mehr. Bei den Bewerbern um die Nachfolge Aliesch
lag Martin Schmid (fdp) vor Aldo Tuor (cvp). Darauf zog die CVP ihre Kandidatur zurück.
Bei einer Stimmbeteiligung von lediglich 24,8% wurden im zweiten Wahlgang Claudio
Lardi (sp), Klaus Huber (svp) und Martin Schmid (fdp) gewählt. 6

ÉLECTIONS
DATE: 24.03.2002
MAGDALENA BERNATH

Die Wahlen im Mai standen im Zeichen des Wiederantritts aller Bisherigen zur
Bestätigung in ihren Regierungsämtern. So führten die fünf Mitglieder des Bündner
Regierungsrats weniger gegen- als miteinander Wahlkampf. In Abwesenheit von
Herausforderern wurde die Regierung im ersten Wahlgang vollständig wiedergewählt.
Wie 2002 konnten Stefan Engler (cvp) und Eveline Widmer-Schlumpf (svp) in dieser
Reihenfolge die besten Ergebnisse erzielen, deutlich vor Hansjörg Trachsel (svp) und
Martin Schmid (fdp). Mit einigem Abstand schnitt Claudio Lardi (sp) am schlechtesten
ab; er hatte aufgrund seiner Schulreformen heftig in der Kritik gestanden.
Entsprechend der Absehbarkeit der Ergebnisse lag die Wahlbeteiligung bei lediglich

ÉLECTIONS
DATE: 21.05.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ
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24,4%. 7

Die Regierungsratswahlen in Graubünden standen ganz im Zeichen der
Auseinandersetzungen zwischen BDP und SVP. Die BDP, mit zwei Regierungssitzen
gemessen am Sitzanteil im Kantonsparlament übervertreten, trat mit den beiden
Bisherigen Barbara Janom Steiner und Hansjörg Trachsel an. Die SVP, die aufgrund des
Parteiwechsels der beiden BDP-Kandidierenden ihre beiden Regierungssitze verloren
hatte, wollte mit Hilfe von Heinz Brand einen Sitz zurückgewinnen. Auch die CVP war
auf Sitzeroberung aus und griff mit Barla Cahannes und Mario Cavigelli den vor zwölf
Jahren an die SP verlorenen zweiten Regierungssitz an. Ihr bisheriger Regierungsrat
Stefan Engler durfte infolge Amtszeitbeschränkung nicht mehr antreten. Die SP
ihrerseits versuchte, ihren durch den ebenfalls aufgrund der Amtszeitbeschränkung
erfolgten Rücktritt von Claudio Lardi vakant gewordenen Sitz mit Martin Jäger zu
verteidigen. Die FDP schliesslich schickte ihren amtierenden Regierungsvertreter
Martin Schmid ins Rennen. Das Kandidatenfeld wurde von den Grünliberalen Jürg
Kappeler und Josias F. Gasser sowie vom parteilosen ehemaligen kantonalen
Kulturbeauftragten Christian Brosi komplettiert. Insgesamt bewarben sich zehn
Kandidatinnen und Kandidaten um die fünf Regierungssitze. Die Ausgangslage galt
verglichen mit den Wahlen 2006, zu denen nur die fünf Bisherigen angetreten waren,
als äusserst spannend. Einige Wellen warf der Suizid des Polizeikommandanten und
WEF-Sicherheitschefs Markus Reinhardt. Dieser habe ein Alkoholproblem gehabt und
sei von der verantwortlichen Justizdirektorin Janom Steiner zu lange geschützt worden,
hiess es. Der Sitz der BDP-Regierungsrätin, den sie 2008 – damals noch als SVP-
Vertreterin – durch Nachrutschen von ihrer Vorgängerin Eveline Widmer-Schlumpf
übernommen hatte, galt als gefährdet. Zusätzlich brisant war der Umstand, dass der
SVP-Kandidat Brand als Chef der Fremdenpolizei Janom Steiner unterstellt war. Der
Wahlkampf wurde aggressiv geführt und zahlreiche Berner Politprominenz machte ihre
Aufwartung, um die Kandidatinnen und Kandidaten der eigenen Partei zu unterstützen.
Insbesondere die SVP hatte die Regierungsratswahlen im Kanton Graubünden zur
Prestigesache erklärt. 

Allerdings blieben ihre Bemühungen ohne Erfolg. Es zeigte sich, dass Majorzwahlen, bei
denen Köpfe und nicht Parteien gewählt werden, für die SVP nach wie vor ein Handicap
darstellen. Entsprechend wurden die drei Bisherigen (Schmid, Janom Steiner, Trachsel)
und die zwei Neuen der etablierten Parteien Mario Cavigelli (cvp) und Martin Jäger (sp)
im ersten Wahlgang gewählt. Weder der Angriff der CVP auf einen zweiten Sitz noch
derjenige der SVP gelangen. Cahannes und Brand lagen beide mehr als 1700 Stimmen
hinter dem fünftplatzierten Jäger. Die Stimmbeteiligung betrug 36.2%. 8

ÉLECTIONS
DATE: 13.06.2010
MARC BÜHLMANN

Elections fédérales

Gleich beide Ständeratssitze waren im Kanton Graubünden vakant. Christoffel Brändli
(svp) und Theo Maissen (cvp) waren nach 16-jähriger Amtszeit zurückgetreten. Die CVP
schickte ihren ehemaligen Regierungsrat Stefan Engler ins Rennen. Die SVP, die im
Kanton Graubünden hinter der BDP die zweite Geige spielt und mit dem Sitzverlust
rechnete, stellte nicht einmal mehr einen Kandidaten auf. Den so frei werdenden Sitz
erobern wollte die FDP, die mit dem Finanzdirektor Martin Schmid antrat. Engler und
Schmid erwuchs keine weitere Konkurrenz. Gegen die beiden politischen
Schwergewichte wollten auch die SP und die BDP nicht kandidieren. So wurden die
beiden einzigen Kandidierenden im ersten Wahlgang mit 37'454 Stimmen (Engler) bzw.
31'224 Stimmen (Schmid) gewählt. 10 310 Stimmen fielen auf Zanolari und Brand (beide
svp), die in den letzten Wochen vor den Wahlen von einigen SVP-Anhängern in Inseraten
für den Ständerat empfohlen wurden. Deren Stimmen und vor allem die rund 17'000
leer eingelegten Wahlzettel wurden als Protest gegen die im Gegensatz zu den
Nationalratswahlen mangelnde Konkurrenz interpretiert. 9

ÉLECTIONS
DATE: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN
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Infrastructure et environnement

Energie

Force hydraulique

Les difficultés rencontrées en Suisse par toute forme, même atténuée, de
réglementation du secteur électrique, sont parfaitement illustrées par le long
cheminement parlementaire de la loi sur la protection des eaux et, plus
particulièrement, par les normes concernant les débits minimums. Après une délicate
procédure d'élimination des divergences, qui s'est poursuivie durant quatre années, le
Conseil des Etats s'est finalement rallié, lors de sa session d'hiver, à la dernière version
de la chambre du peuple. La fixation des débits minimums, dissension majeure entre
les deux hémicycles, est, matériellement, l'article central de la loi. Dans ce domaine, la
chambre des cantons voulut introduire des exceptions visant à permettre aux cantons
ainsi qu'aux petites entreprises hydro-électriques de descendre au-dessous des
minima prescrits par le droit fédéral, dérogations toujours refusées par le Conseil
national. Celui-ci obtint donc gain de cause, permettant ainsi à la révision législative de
conserver une certaine substance. Généralement, ces minima furent l'objet d'un
affrontement entre, d'une part, les représentants des cantons de montagne –
particulièrement actifs au Conseil des Etats – qui firent systématiquement obstacle à
toute proposition de réglementation et, d'autre part, une majorité de la chambre basse
et le Conseil fédéral, qui entendirent sauvegarder les derniers cours d'eau. La chambre
du peuple dut cependant faire certaines concessions à celle des cantons, dont la
renonciation à l'inscription du principe de causalité dans la loi. Par contre, elle
transmit, sous forme de postulat, une motion Aliesch (prd, GR) (Mo. 89.773) souhaitant
une révision de la loi sur la protection des eaux permettant aux autorités concédantes
de percevoir des droits d'eau plus conformes au marché. 10

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.12.1990
BRIGITTE CARETTI

Aménagement du territoire et logement

Construction de logements et propriété

Die zunehmende Konzentration des Eigentums an Immobilien in den Händen der
Pensionskassen und der abnehmende Anteil an privatem Wohneigentum liessen auch
1987 die Zahl der diesbezüglichen politischen Vorstösse weiter ansteigen. So forderte
Nationalrat Aliesch (fdp, GR; Mo. 86.179) aufgrund staatspolitischer Überlegungen mit
einer Motion die Revision des Bundesgesetzes über die berufliche Vorsorge (BVG) mit
dem Ziel, Altersgutschriften beim Erwerb von Wohneigentum als Eigenkapital einsetzen
zu können. Für den Bundesrat war allerdings der Zeitpunkt für eine Revision des BVG
noch nicht reif. Der Nationalrat folgte seinem Wunsch, vorerst noch weitere
Erfahrungen mit dem neuen Gesetz zu sammeln, und überwies den Vorstoss deshalb als
Postulat. Gleich erging es im Ständerat auch der Motion des Nationalrates Müller (fdp,
ZH) (Mo. 86.908), die nicht nur eine breitere Streuung des Wohneigentums, sondern
auch Massnahmen gegen die Baulandhortung und für die Erschliessungpflicht sowie
Leitlinien für Anlagevorschriften für institutionelle Anleger forderte. Damit im
Abstimmungskampf gegen die Stadt-Land-Initiative darauf hingewiesen werden könne,
dass der Bund die darin angesprochenen Anliegen auf Gesetzes- und Verordnungsstufe
angehen wolle, bat Bundesrätin Kopp die kleine Kammer, die eine Überlagerung mit
zahlreichen anderen Vorstössen beklagte, vergeblich um die Überweisung der Motion.
Das EDI schickte derweilen einen Verordnungsentwurf über die
Wohneigentumsförderung mit den Mitteln der gebundenen Selbstvorsorge (3. Säule) in
die Vernehmlassung. Der Entwurf sieht vor, dass die steuerlich begünstigten
Sparguthaben der gebundenen Selbstvorsorge auch für den Erwerb von
selbstgenutztem Wohneigentum beziehungsweise für die Amortisation darauf
bestehender Hypotheken eingesetzt werden können, indem mit Grundpfandgläubigern
entsprechende Vorsorgevereinbarungen ermöglicht würden. Nach Ansicht der
Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren sollte diese Verordnung nicht in Kraft
treten, da sie unüberwindliche steuerliche und rechtliche Unzulänglichkeiten
beinhalte.

Siehe auch Motion Neukomm (Mo. 86.915) 11

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 16.12.1987
LUZIUS MEYER
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Partis, associations et groupes d'intérêt

Partis

Grands partis

Im Frühjahr wechselte Nationalrat Luzi Stamm (AG), der schon vorher meist mit der SVP
gestimmt hatte, von der FDP- in die SVP-Fraktion. Weil der Bündner Regierungsrat
Peter Aliesch der passiven Bestechung durch einen griechischen Geschäftsmann
verdächtigt wurde, trat er anfangs August aus der FDP aus. Aliesch musste seine
Amtsgeschäfte abgeben, behielt jedoch sein Regierungsratsmandat. Der Genfer
Staatsrat Gérard Ramseyer stolperte über eine Korruptionsaffäre im Konkurs- und
Betreibungsamt und wurde im November abgewählt. 12

CHRONIQUE DES PARTIS
DATE: 10.09.2001
MAGDALENA BERNATH

1) Presse vom 23.01 und 28.12.10.
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Fraktionen).; Presse vom 17.6.06.
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